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Wir bitten Sie, Herrn Chen Kuo Chuan in unserem Namen für die Zustellung 
der Statuten der «Chinese Anglo-American Association» zu danken; Sie können 
ihn versichern, dass wir an allem, was das Wohlergehen des grossen chinesischen 
Volkes anbetrifft, das lebhafteste Interesse nehmen und es uns nur zur Genugtu­
ung gereichen kann, wenn es baldmöglichst gelingt, dem mächtigen Reich wieder 
Ruhe und Ordnung zu verschaffen. Sie mögen beifügen, dass das chinesische 
Volk unsere aufrichtigste Freundschaft geniesst und dass man in der Schweiz 
seine Bestrebungen nach Freiheit und Unabhängigkeit mit aufrichtiger Sympa­
thie verfolgt. Wir werden stets bestrebt sein, unsere wechselseitigen Beziehungen 
zu mehren und das gute Einvernehmen zwischen beiden Staaten und zwischen 
deren Einwohnern nach Kräften zu fördern.

Im Übrigen wird Ihnen nicht entgehen, dass es für die Schweiz, als einem 
kleinen, binnenländischen, neutralen Staat nicht angeht, offiziell zu den in China 
sich, sowohl unter den Landesangehörigen selbst als unter den fremden Mächten 
oder auf deren Anregung hin, geltend machenden Strömungen Stellung zu 
nehmen. Ebensowenig erachten wir es als für unsere parlamentarischen Kreise 
gegeben, ähnlich wie in England oder Amerika, sogenannte «China Groups» zu 
bilden; zum allermindesten wäre es nicht Sache der Bundesbehörden, direkt oder 
indirekt die Gründung einer solchen zu veranlassen. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass uns bei der Gestaltung der Verhältnisse in China keinerlei Einfluss zukommt 
und dass wir uns zudem noch, da unsere Mitbürger im Reich der Mitte unter den 
Schutz verschiedener Staaten gestellt sind, nicht wohl in Gegensatz zu der Politik 
des einen oder des ändern derselben stellen dürfen.

Will sich jedoch Herr Chen Kuo Chuan unmittelbar an das eine oder das 
andere Mitglied der Bundesversammlung mit seinen Wünschen wenden, so steht 
es ihm natürlich ganz frei.

Wir überlassen es Ihnen, im Sinne der vorgehenden Erörterungen, Herrn 
Chen Kuo Chuan seine Mitteilungen zu beantworten und zu verdanken.

378
E 53, Archiv-Nr. 250

Aufzeichnung des Bundespräsidenten und Vorstehers 
des Politischen Departementes, E. Müller

handschriftlich Bern, 28. August 1913

Der deutsche Geschäftsträger, Graf von Einsiedel, gibt mir in konfidentieller 
Weise Kenntnis von einer Note, die die italienische Regierung am 12. August an 
die deutsche Regierung gerichtet hat. Auf meine Frage erklärt er aber, nicht 
befugt zu sein, mir eine Abschrift von dieser Note zu hinterlassen. Aus dem 
Aktenstück ergibt sich, dass Deutschland bei Italien nochmals vorstellig gewor­
den war, um auf eine baldige Ratifikation des Gotthardvertrags zu dringen. 
Italien kommt nun in seiner Antwort darauf zurück, dass es niemals auf die 
Kompensation für die verspätete Inkraftsetzung des Vertrages verzichtet habe 
(!), dass das Ministerium der Kammer zugesichert habe, dass es solche Kompen-
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sationen verlangen werde und dass es daher nicht ratifizieren könne, solange die 
Schweiz solche Kompensationen nicht gewährt habe. Zum Schlüsse heisst es 
grossartig, der schweizerische Bundesrat sollte nun endlich begreifen, dass es 
hohe Zeit wäre, dass die Ratifikation des Gotthardvertrages stattfinde.

Ich sage dem Grafen von Einsiedel, dass ich diese Haltung der italienischen 
Regierung nicht verstehe. Heute rede sie so und Morgen anders. Unsern 
Standpunkt hinsichtlich der Kompensationen hätten wir der italienischen Regie­
rung längst klar und deutlich kund getan. Er wisse so gut wie ich, dass nicht wir 
die Ratifikation des Vertrages verzögert hätten, sondern die Italiener. Und ich 
finde nun allerdings, dass es höchste Zeit wäre, dass die italienische Regierung 
sich zum Austausch der Ratifikation bereit erkläre. Übrigens füge ich bei, 
scheine die italienische Regierung seit dem 12. August wieder anderen Sinnes zu 
sein. Sie habe an der Konferenz, die am 21. August in Rom stattgefunden, 
erklärt, dass sie die politische Diskussion (?) als geschlossen betrachte und 
vorgeschlagen, über die technischen Fragen (?) an einer Konferenz, die etwa in 
Lugano abgehalten werden könnte, eine Verständigung herbeizuführen. Dass 
der Bundesrat an einer solchen Konferenz teilnehme, halte ich zwar für ausge­
schlossen. Wir können keinen neuen Vertrag mit Italien abschliessen. Wenn die 
Vertreter der Bundesbahnen und der italienischen Staatsbahnen Zusammenkom­
men wollen, so hätten wir nichts dagegen; ja, ich sei überzeugt, dass diese sich in 
wenigen Stunden verständigen würden1. Im Übrigen hätten wir nun nachgerade 
genug von der Art und Weise, wie man dieses Geschäft in Rom behandle.

Graf von Einsiedel nahm meine Erklärungen entgegen und wusste nichts 
dagegen einzuwenden.

1. A m  13. August 1913 beschloss der Bundesrat, dem schweizerischen Gesandten in Rom mitzuteilen, 
dass eine weitere Konferenz auf Regierungsebene ausgeschlossen sei. Wir verbinden damit neuer­
dings die Erklärung, dass es den Verwaltungen der Bundesbahnen und der italienischen Staatsbah­
nen überlassen sein soll, über allfällige beidseitig konvenierende Tarifermässigungen auf Transpor­
ten italienischer Provenienz zu verhandeln und sich eventuell zu verständigen.

Dabei kann es dem Bundesrate ganz gleichgültig sein, ob eine solche dienstliche Verhandlung 
und eventuelle Abmachung zwischen den beidseitigen Bahnverwaltungen vor oder nach dem 
Austausche der Ratifikationsurkunden über den Gotthardvertrag erfolge (E 1004 1/253). Am
3. September 1913 erklärte Bundespräsident Müller in einem weiteren Schreiben, warum eine neue 
Konferenz nicht in Frage komme: Cela constituerait une nouvelle convention ayant besoin de la 
ratification des chambres fédérales et de l’intervention de laquelle il ne serait guère possible 
d’exclure l’Allemagne (E 2200 Rom 2 /Gotthard 1913). Die Konferenz, die auf Verwaltungsebene 
am 20. September 1913 in Milano stattfand, führte schliesslich zu einer Einigung. Am 4. Oktober 
1913 konnten die Ratifikationsurkunden ausgetausch werden. Voilà donc, après des années de 
discussion, de pourparlers et de récrimination, cette Convention devenue définitive (Bundespräsi­
dent Müller an den Gesandten in Rom, 4. Oktober 1913, E 2200 Rom 2/Gotthard 1913).
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